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Die Regierungsvorlagen zur Regelung der kirchlichen 
Herhältniſſe. 


Von Dr. Rittner, Privatdocent in Lemberg. 
(Fortſetzung und Schluß.) 


Mit dem Geſetzentwurf über die äußeren Rechteverhältniſſe der 
katholiſchen Kirche, deſſen Beſprechung wir in den vorigen Artikeln zu 
Ende geführt haben, ſteht in innigem Zuſammenhange der Entwurf 
zu dem Geſetze, womit „Behufs Bedeckung der Bedürfniſſe des 
katholiſchen Cultus die Beiträge des Pfründenvermögens zum Re— 
ligionsfonds neu geregelt werden“. Dieſer Zuſammenhang ergibt ſich 
zunächſt aus dem gleichen Geltungsgebiete beider Entwürfe, indem 
beide bloß für die katholiſche Kirche, nicht auch für andere Religions⸗ 
genoſſenſchaften beſtimmt ſind; nicht minder aber aus der Gleich⸗ 
artigkeit des Inhaltes, indem das Geſetz über die Beiträge zum Re⸗ 
ligionsfonds eigentlich einen Theil des kirchlichen Vermögensrechtes 
bildet, welches in dem Geſetze über die äußeren Nechtöverhältniffe 
der katholiſchen Kirche Aufnahme gefunden hat. 

Daß trotzdem beide Materien getrennt wurden, und man die 
Beſtimmungen über die Religionsfondsbeiträge als beſondere Vorlage 
an den Reichsrath gelangen ließ, mag ſeinen Grund darin haben, 
daß man die Chancen für den parlamentariſchen Erfolg der letzteren 
Vorlage nicht ſo günſtig wie rückſichtlich des Entwurfes über die 
äußeren Rechtsverhältniſſe erachtete und daher die letzteren von dem 
weiteren Schickſale der erſteren losgelöst wiſſen wollte. 
den 8 ieſe Vorſicht war keineswegs überflüſſig, wenn anders über 
an Erfolg eines Geſetzantrages deſſen innerer Werth entſcheidet. 
Denn wie uns einerſeits die bisherigen Ausführungen zu dem Schluſſe 
berechtigen, daß der Entwurf über die äußeren Rechtsverhältniſſe der 
katholiſchen Kirche im Großen und Ganzen den wiſſenſchaftlichen An⸗ 
forderungen entſpricht, und die einzelnen Mängel ſich leicht ohne Ge⸗ 
fährdung des Grundgedankens durch Amendements beſeitigen laſſen, 
— ſo gelangt man ſchon nach einer oberflächlichen Betrachtung zur 
Ueberzeugung, daß der Entwurf über die Religionsfondsbeiträge ſeinen 
grundſätzlichen Beſtimmungen nach geradezu unannehmbar iſt. 


Damit ſoll nicht geſagt werden, daß wir das Princip des Geſetz— 
entwurfes ſelbſt, nämlich die Beitragspflicht an den Religionsfond 
anfechten. Wir haben ſchon einmal Gelegenheit gehabt hervorzuheben, 
daß die Auffaſſung der Regierungsvorlage über die rechtliche Beſchaf⸗ 
fenheit des Eigenthums am Kirchenvermögen der herrſchenden Theorie 
vollkommen entſpricht. Namentlich ſind wir der Anſicht des Motiven⸗ 
berichtes beigetreten, wonach das Kirchenvermögen, ungeachtet die ein- 
zelnen kirchlichen Inſtitute Subject desſelben ſind, dennoch den Zwecken 
der Kirche überhaupt unterworfen bleibt, und daß unter gewiſſen Be⸗ 
ſchränkungen das Vermögen eines kirchlichen Inſtitutes zu Gunſten 


eines anderen, ebenfalls kirchlichen Inſtitutes in Anſpruch genommen 


werden kann. Wenn alſo in Gemäßheit dieſes Grundſatzes, welchen 
der Motivenbericht mit einem glücklich gewählten Ausdruck die „Soli⸗ 
darität der kirchlichen Zwecke“ nennt, Pfründenbeſitzer zu Beiträgen 
verpflicht werden, welche den ausſchließlichen Zweck haben, zur Be⸗ 
deckung der Cultusbedürfniſſe zu dienen, ſo liegt darin nichts weniger, 
als eine ungerechte Belaſtung des Kircheneigenthums. 

Aber dieſe an ſich billige Verpflichtung wird ſofort zu einer 
ſchreienden Ungerechtigkeit, wenn die Bemeſſung der Beiträge jenen 
primitivſten Grundſatz jeder Beſteuerung verletzt, daß die Beitrags— 
pflicht jedes Einzelnen nach demſelben Maßſtabe zu bemeſſen ſei, daß 
durch die Art und Weiſe dieſer Bemeſſung der Eine nicht wider: 
rechtlich überbürdet, der Andere nicht eben ſo widerrechtlich begünſtigt 
werden dürfe. 

Leider hat der Entwurf das gerade Gegentheil dieſes Grund- 
ſatzes als Baſis ſeiner Beſtimmungen angenommen. Als Maßſtab für 
die Bemeſſung des Religionsfondsbeitrages ſoll nämlich der Werth 
des Geſammtvermögens der Pfründe oder Communität dienen (8 2). 

Mit dieſer Beſtimmung iſt das ganze Geſetz gerichtet: denn fie 
verläugnet die unumſtößliche Wahrheit, daß die einzig richtige und 
gerechte Grundlage jeder Steuerbemeſſung nur das reine Einkommen 
bilden kann. Dieſen Satz näher auszuführen erachten wir für überfluſſig, 
weil er ſo ganz von ſich ſelbſt einleuchtend iſt. Sollte deſſenungeachtet 
Jemand daran zweifeln und ſich nicht die Mühe nehmen wollen, das 
erſte beſte Compendium der Staatswirthſchaftslehre einzuſehen, ſo wird 

er ſich die nöthigen Aufſchlüſſe aus dem Motivenberichte ſelbſt holen 
können, der mit anerkennenswerther Wahrheitsliebe gegen das eigene 
Princip loszieht. So wird ausgeführt, wienach die im Entwurfe 
acceptirte Bemeſſungsart die Inconſequenz nach ſich ziebt, daß der 
Beitrag von dem Vermögen, von der Subſtanz bemeſſen, dagegen 
vom Einkommen entrichtet wird; wie dies zu „legislativen Umwegen“ 
führt; wie durch die Bemeſſung auf Grundlage des Vermögens einer⸗ 
ſeits mehr, andererſeits weniger getroffen wird, als eigentlich in der 
legislativen Abſicht gelegen iſt; wie endlich dieſe Bemeſſung dort hart 
werden kann, wo ein bedeutendes Vermögen gar kein oder nur ein 
geringes Einkommen abwirft, wie dies z. B. bei Bibliotheken, Kirchen⸗ 
ſchäzen u. ſ. w. der Fall ſein wird (Motivenbericht S. 13 u. 14). 
Gegenüber dieſen ſo gewichtigen, vom Verfaſſer des Entwurfes im 
vollen Maße anerkannten Bedenken weiß der Motivenbericht zur Recht— 


fertigung feines Grundſatzes nur rein äußere Gründe, wir mödten 
faſt ſagen Bequemlichkeitsrückſichten auzuführen Für die Bemeſſung 
nach dem Werthe des Vermögens habe man fertige Formulare in den 
Faſſionen für das Gebührenäquivalent; für die Bemeſſung nach dem 
Einkommen müßten dieſe Faſſtonen erſt angefertigt werden. Dadurch 
würde ſich die Durchführung der neuen Beſteuerung verzögern, während 
es dem Verfaſſer juſt darum zu thun iſt, das Geſetz ſchon vom 
1. Jänner 1875 an ins Leben treten zu laſſen. 

Das Hervorkehren eines ſo kleinlichen, rein fiscaliſchen Geſichts⸗ 
punktes bringt einen Mißton in den gewiſſermaßen großartigen Styl, 
in dem die confeſſionellen Vorlagen ſonſt angelegt find. Dies iſt nicht 
die Art Geſetze zu begründen, welche mit dem Anſpruche auftreten, 
eine hochwichtige Zeitfrage zu löſen. Je größer die Bedeutung eines 
Geſetzes, deſto berechtigter die Forderung an den Geſetzgeber, ſich 
nicht bloß von momentanen Utilitätsrückſichten leiten zu laſſen und 
keine Beſtimmung zu treffen, die nicht aus inneren Gründen gerecht⸗ 
fertigt werden könnte. Die Motivenberichte der drei anderen Vorlagen 
verläͤugnen nie dieſen Standpunkt: fie vertheidigen nur ſolche Beſtim⸗ 
mungen, die ihnen — mit Recht oder Unrecht — aus inneren ma⸗ 
teriellen Gründen als die beſſeren erſcheinen. In dem Geſetzentwurfe 
über den Religionsfondsbeitrag wird dieſer Weg verlaſſen und werden 
gegen die beſſere Einſicht Normen eingeführt, die bloß den Zweck 
haben, möglichtt ſchnell und möglichſt viel an Abgaben einzu— 
caſſiren. 

Uebrigens hat der Entwurf durch die nachgefolgten parlamen⸗ 
tariſchen Ereigniſſe, nämlich durch die Einbringung der Steuerreform⸗ 
vorlagen, ein entſchiedenes Dementi erfahren. Beſeitigt ift dadurch 
die Behauptung des Motivenberichtes, es gehe nicht an, hinſichtlich 


der Einrichtung ven Faſſionen, der Entſcheidung von Einſchätzungs⸗ 
ſtreitigkeiten u. ſ. w. neue Normen feſtzuſetzen, ſo lange die Grund⸗ 


fätze noch nicht bekannt find, welche in dieſer Richtung in der allgemeinen 
Steuergeſetzgebung acceptirt werden ſollen. Dieſe Grundſätze dürften 
nunmehr, wie der ganzen Welt ſo auch dem Verfaſſer des Entwurfes 
bekannt geworden ſein, und ſo kein Hinderniß mehr beſtehen, das 
Geſetz in allen Ehren zurückzuziehen. 

Mit dieſer Hoffnung ſchließen wir die Beſprechung dieſes Ent⸗ 
wurfes, weil die Ausführung des Details in Anbetracht obiger prin⸗ 
cipiellen Bedenken kein Jutereſſe mehr bietet. 

Noch haben wir ſomit über die zwei übrigen Vorlagen zu 
berichten. 

Dieſe zwei Entwürfe haben wieder, wie die zwei vorigen, ge⸗ 
wiſſe Berührungspunkte mit einander gemein. Erſteus beſchränken ſie 
ſich nicht, wie die beiden letztgedachten, bloß auf die katholiſche Kirche, 
ſondern betreffen kirchliche Verhältniſſe im Allgemeinen; zweitens 
zeigen beide eine Beziehung zur Vereinsgeſetzgebung und ſind beſtimmt, 
die Lücken derſelben auszufüllen. 

Die Nothwendigkeit geſetzlicher Beſtimmungen in letzterer Rich— 
tung iſt durch das Vereinsgeſez vom 15. November 1867 geſegzt, 
indem nach § 3 lit. a desſelben geiſtliche Orden und Congregationen, 
dann Religionsgenoſſeuſchaften von dem allgemeinen Vereinsrechte 
ausgeſchloſſen worden ſind. Durch die gegenwärtigen Vorlagen ſoll 
nun für die bezeichneten Verbindungen ein beſonderes Vereinsrecht 
geſchaffen werden, und zwar wieder abgeſondert für Religionsgeſell— 


ſchaften als Ganzes einerſeits, für gewiſſe kirchliche Vereine innerhalb 


derſelben Religionsgenoſſenſchaft andererſeits. Erſteren Gegenſtand be— 
handelt der Gefegentwurf „über die geſetzliche Anerkennung der Re⸗ 
ligionsgeſellſchaften“, letzteren der Geſetzentwurf „betreffend die äußeren 
Rechtsverhaͤltniſſe der klöſterlichen Genoſſenſchaften“. 

Die Beſtimmungen des erſtgenannten Geſetzes zerfallen in zwei 
Hauptgruppen: die eine umfaßt Vorſchriften über die Neubildung 
bisher nicht geſetzlich anerkannter Religionsgeſellſchaften (§§ 1—9), 
die zweite über die Rechtsverhältniſſe einer auf dieſe Art entſtandenen 
Religionsgeſellſchaft (§§ 10 — 15). Bei jenen tritt der vereinsrechtliche, 
bei dieſen der confeſſionelle Charakter in den Vordergrund, daher 
auch jene den Grundſätzen der beſtehenden Vereinsgeſetzgebung, dieſe 
dem in dem Entwurfe über die äußeren Rechtsverhaͤltniſſe der katho⸗ 
liſchen Kirche zur Geltung gebrachten Syſteme angepaßt ſind. Dies 
iſt aber auch der Grund, warum wir uns bei dieſem Geſetzentwurfe 
hier nicht länger aufhalten, denn die Kritik der beſtehenden Vereins⸗ 
geſetzgebung liegt außer dem Kreiſe unſerer Aufgabe und was in 
Betreff der Beſtimmungen confeſſioneller Natur nach unſerer Anſicht 
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nicht zu billigen iſt, haben wir bei der Beſprechung der diesfälligen 
Beſtimmungen des eben erwähnten Geſetzentwurfes auseinandergeſetzt. 
Es genügt hier zu conſtatiren, daß die $$ 11 und 12 des Ent⸗ 
wurfes über die geſetzliche Anerkennung der Religionsgeſellſchaft mit 
den §§ 2 und 6 des Entwurfes über die äußeren Rechtsverhältniſſe 
der katholiſchen Kirche, der $ 13 mit dem § 8, der $ 15 mit dem 
§ 60 dem Juhalte nach übereinſtimmen, und daß daher das von 
den letzteren Geſagte auch auf die erſteren anzuwenden iſt. 

Wichtiger, weil in die beſtehenden Verhältniſſe mehr eingreifend, 
ſcheint uns die vierte confeſſionelle Vorlage, der Geſetzentwurf über 
die äußeren Rechtsverhältniſſe der klöſterlichen Genoſſenſchaften. Es 
handelt ſich hier vor Allem den gegenſtändlichen Umfang desſelben 
zn beſtimmen, ſomit — da ja der Entwurf in die Vereinsgeſetzgebung 
hinübergreift — ſein Verhältniß zu dem Vereinsgeſetze vom 15. No⸗ 
vember 1867 klarzuſtellen. 

Letzteres hat, wie bereits bemerkt, beſtimmt, daß Orden und 
Congregationen dem allgemeinen Vereinsrecht nicht unterliegen. Dieſe 
vom Geſetze gebrauchten Ausdrücke müſſen, weil ſie Rechtsinſtitute 
kath. Urſprunges bezeichnen, offenbar nach dem Sprachgebrauche der 
kath. Kirche gedeutet werden. Somit werden wir unter Orden und 
Congregationen Genoſſenſchaften verſtehen, deren Glieder ſich zur 
Führung eines durch beſondere Vorſchriften (Statuten) geregelten ge— 
meinſamen Lebens durch das dreifache Gelübde der perſönlichen Ars 
muth, eheloſen Keuſchheit und des freiwilligen Gehorſams verpflichten 
und werden ferner den Unterſchied der Orden und Congregationen 
F darin finden, daß bei erſteren jene Gelübde als un- 
widerruflich, bei den letzteren als zeitige gelten. 

Wenn ſich nun innerhalb der Kirche Genoſſenſchaften bilden, 
bei welchen die eben angedeuteten Criterien eines Ordens oder einer 
Congregation nicht zutreffen, ſo fallen ſie nach dem gegenwärtigen 
Stande der Vereinsgeſetzgebung nicht unter die Ausnahme des § 3 
des Vereinsgeſetzes, ſondern unterliegen dem allg. Vereinsrechte *). 

Nach dem neuen Geſetze ſoll ſich nun fortan die Sache anders 
verhalten: nicht bloß Orden und Congregationen werden außerhalb 
des Vereinsrechtes geſtellt ſondern alle kirchlichen Genoſſenſchaften, 
deren Glieder ſich zu einem gemeinſchaftlichen Leben verpflichten (§ 1) 
und welche der Entwurf in der Ueberſchrift und ſonſt im Contexte 
als „klöſterliche Genoſſenſchaften“ bezeichnet. Künftighin Toll alſo bei 
der Frage, ob ein kirchlicher Verein unter das allg. Vereinsgeſetz 
oder das neue Geſetz fällt, die vita communis der Mitglieder das 
entſcheidende Criterium bilden. 

Ob dieſe neu ſtatuirte Einſchränkung des allg. Vereinsrechtes 
ſich auch rechtfertigen laſſe, erlauben wir uns ſtark zu bezweifeln. 
Der Entwurf hat, wie immer man auch die Sache anſehe, den 
Charakter eines Ausnahmsgeſetzes, welches das allgemeine ſtaatsbür⸗ 
gerliche Recht der freien Vereinsbildung rückſichtlich einer ganzen 
Claſſe von Perſonen aufhebt. Eben deßhalb ſoll das Geltungsgebiet 
des neuen Geſetzes nicht über das ſtricte Bedürfniß hinausgehen. 
Der Motivenbericht rechtfertigt die Erlaſſung von Ausnahmsbeſtim⸗ 
mungen für kirchliche Genoſſenſchaften durch den Hinweis, daß ſie er⸗ 
fahrungsgemäß hervorragend wichtige und einflußreiche Organiſationen 


15 welche die Aufſicht des Staates in einem größeren Maße als 


andere juriſtiſche Perſonen herausfordern. Dieſer Grund nun ſpricht 
eben gegen die im Entwurfe ſtatuirte Ausdehnung: denn nicht das 
gemeinſame Leben hat den kirchlichen Genoſſenſchaften jene einfluß⸗ 
reiche Stellung verſchafft, ſondern ihre ſonſtige Organiſation und ins⸗ 
beſondere ihre durch die Ordensregel gegebene ſtramme Verfaſſung. 
Jene Begründung gilt alſo, wie dies übrigens der Motivenbericht 
Selbſt zum Theil zugeſteht, bloß von den Orden und Congregationen 
und deßhalb iſt eine Erweiterung der durch das Geſetz vom 15. No⸗ 
vember 1867 geſchaffenen Ausnahme unnöthig und eben deßhalb ver- 
werflich. 
Die einzelnen Beſtimmungen des Entwurfes laſſen ſich mit 
Rückſicht auf ihren Inhalt in drei beſondere Gruppen zuſammenſtellen: 

a) Staatliche Bedingungen zur Errichtung reſp. zum Fortbe⸗ 
ſtande der kirchlichen Genoſſenſchaft ($$ 1—9, § 26); 

p) ſtaatlichen Einfluß auf die inneren Rechtsverhältniſſe der Ge⸗ 
noſſenſchaft ($$ 10—16); 

) Dies wurde auch in der Verordnung des Miniſteriums des Innern, des 
Cultus und der Juſtiz vom 11. April 868, Z. 13.071 ſämmtlichen Landesſtellen 
mit Bezug auf den § 38 des Vereinsgeſetzes eröffnet. 


c) Normirung der äußeren Rechtsverhältniſſe 
88 17-25). 

In der erſten Gruppe ſind beſonders jene Geſetzesſtellen wichtig, 
welche beſtimmen, wann die Bildung einer klöſterlichen Genoſſenſchaft 
von Staats wegen verboten und die ertheilte Genehmigung zurückge⸗ 
nommen werden kaun. Auf erſteren Gegenſtand bezieht ſich die Ber 
ſtimmung des 8 5, lautend: 

„Die Genehmigung wird nicht ertheilt, wenn der Zweck der 
Genoſſenſchaft oder der Inhalt der vorgelegten Satzungen der öffent— 
lichen Ordnung, den guten Sitten oder ſtaatswirthſchaftlichen Rück- 
ſichten widerſtreitet“. 

Der Motivenbericht erklärt, daß hiemit nur diejenigen Fälle 
angedeutet werden ſollen, wo die Verwaltung die Genehmigung ver- 
ſagen muß, während in anderen Fällen die Sache dem Ermeſſen 
der Genehmigungsbehoͤrde anheim gegeben ſei (Motivenb. S. 12). 
Wie aber das eben Geſagte aus dem Entwurfe abzuleiten ſei, ver⸗ 
mögen wir nicht einzuſehen, da ja außer dem eben ſeinem Wortlaute 
nach angeführten § 5 keine andere Stelle hierüber etwas verfügt, 
dieſer Paragraph aber die Fälle der Genehmigungsverweigerung tara⸗ 
uv aufzuzählen ſcheint. Entweder iſt alſo jener Paragraph ſchlecht 
ſtyliſirt oder die Darſtellung im Motivenberichte irrthümlich. 

Eine ähnliche Divergenz zwiſchen den Beſtimmungen des Ent: 
wurfes und deren Entwicklung im Motivenbericht begegnet man auch 
bei den § 7 und 8, welche von der Entziehung der ſtaatlichen Ge⸗ 
nehmigung handeln. Man ſollte meinen, daß nur wo eine ſtaatliche 
Genehmigung ertheilt worden iſt, von einer Zurückziehung derſelben 
geſprochen werden kann, daß ſomit die § 7, 8 nur ſolche Genoſſen⸗ 
ſchaften betreffen, welche auf Grund der ſtaatlichen Genehmigung, 
alſo bereits unter der Herrſchaft des neuen Geſetzes conſtituirt worden 
ſind. Durch den Motitvenbericht werden wir eines Beſſeren belehrt: 
6 verſtehe ſich bei $ 7 von ſelbſt, daß das dort normirte Recht der 
Regierung auch hinſichtlich ſolcher klöſterlichen Genoſſenſchaften ein⸗ 
tritt, welche vor Wirkſamkeit dez neuen Geſetzes errichtet wurden. 
Ob dies auch von § 8 gelten ſoll, wird nicht erwähnt, vielleicht ver⸗ 
ſteht es ſich auch von ſelbſt. 

In Bezug auf den Inhalt der beſprochenen Paragraphe (§§ 5, 
7, 8) bemerken wir Folgendes. Dem Entwurfe ſtanden hier zwei 
Wege offen: entweder die Genehmigung und Unterdrückung der Ge⸗ 
noſſenſchaft dem Ermeſſen der administrativen Behörde anheimzu⸗ 
geben, oder die Fälle derſelben in vorhinein im Geſetze zu firiren. 
Man kann darüber ſtreiten, welcher Weg der zweckentſprechende iſt; 
aber hat man ſich einmal, wie dies im Entwurfe geſchehen, für die 
geſetzliche Fixirung entſchieden, fo iſt dann dieſe auch in der Art vor⸗ 
zunehmen, daß ſie irgend welche praktiſche Bedeutung hat. Der Ent⸗ 
wurf aber hat den diesfälligen Beſtimmungen eine ſo weite Faſſung 
gegeben, daß hiedurch das Ermeſſen der Adminiſtrative wieder herge— 
ſtellt erſcheint. Denn was bedeutet es anders, als völlig freies Er⸗ 
meſſen, wenn die Verweigerung der Genehmigung, reſp. die Entziehung 
derſelben für den Fall als zuläſſig erklärt wird, wenn der Zweck der 
Genoſſenſchaft oder der Inhalt ihrer Statuten „ſtaatswirthſchaftlichen 
Rückſichten“ widerſtreitet. Auf Grund dieſer einen Beſtimmung ſchon 
könnte die Regierung die Exiſtenz eines jeden Kloſters in Frage 
ſtellen — denn mit einigem Aufwande nationalökonomiſcher Kennt⸗ 
niſſe laſſen ſich ſehr geiſtreiche Eſſays über die ſtaatswirthſchaftlichen 
Schädlichkeit der Klöſter aufſetzen und damit wäre der im Geſetze 
geftellten Bedingung genügt. War es ſomit Abſicht des Entwurfes der 
Willkür der Behörde in dieſer Beziehung eine Schranke zu ſetzen, 
fo iſt dieſe Abſicht durch die vage Faſfung der betreffenden Para⸗ 
graphe vereitelt worden. 

5 Als zweite Gruppe haben wir diejenigen Beſtimmungen des 
Entwurfes ($$ 10-16) bezeichnet, in denen der ſtaatliche Einfluß 
El. die inneren Rechtsverhältniſſe der Genoſſenſchaft normirt wird. 
Fudem wir fo den Inhalt derſelben deuten, gerathen wir in Wider⸗ 
ſpruch mit der Ueberſchrift des Entwurfes, wonach ein Geſetz über 
die äußeren Rechtsverhältniſſe der klöſterlichen Genoſſenſchaft er⸗ 
laſſen wird. Die Löſung dieſes Widerſpruches findet ſich darin, daß 
jene Ueberſchrift zu enge gefaßt iſt. Wenn Beſtimmungen über den 
Erwerb und Verluſt der Mitgliedſchaft, über die Beſtellung des Vor⸗ 
ſtandes erlaſſen werden, ſo werden ja recht eigentlich innere Rechts⸗ 
verhältniſſe behandelt. Wir wollen damit keineswegs behaupten, daß 
der Entwurf, indem er zum Theil innere Verhältniſſe kirchlicher Ge⸗ 
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noſſenſchaften in fein Bereich zieht, die Grenzen ſtaatlicher Competenz 
überſchreitet. Denn dieſe inneren Angelegenheiten werden eben nur 
inſoferne der ſtaatlichen Normirung unterworfen, als ſie zugleich 
einen Einfluß auf die äußere Rechtsſtellung der Genoſſenſchaft im 
Ganzen oder ihrer Mitglieder ausüben. Ob jemand als Mitglied 
einer kirchlichen Genoſſenſchaft angeſehen werden ſoll, iſt zunächſt eine 
innere Angelegenheit dieſer Genoſſenſchaft ſelbſt; indem aber dadurch 
zugleich feine juriſtiſche Stellung auch außerhalb der Genoſſenſchafts— 
ſphäre bedingt wird, iſt der Staat berufen von ſeinem Standpunkte 
geſetzliche Verfügungen zu treffen. In formeller Beziehung finden wir 
ſomit die Beſtimmungen der $$ 10 — 16 gerechtfertigt und es erſcheint 
bloß nothwendig dieſen Beſtimmungen die Textirung des Geſetzestitels 
anzupaſſen. 0 

Von den einzelnen in dieſe Gruppe gehörigen Normen erſcheint 
uns die des § 13 bedenklich. Es wird nämlich darin beſtimmt, daß, wer 
aus einer klöſterlichen Genoſſenſchaft austritt oder aus einer ſolchen 
ausgeſchloſſen wird, von dieſer Genoſſenſchaft alles dasjenige zurück⸗ 
fordern kann, was er aus Veranlaſſung ſeines Eintrittes in deren 
Vermögen eingebracht hat, inſoweit die Genoſſenſchaft durch dieſe Zu— 
wendung noch zur Zeit feines Ausſcheidens bereichert erſcheint. Da- 
durch wird bezweckt, den Mitgliedern hinſichtlich des Austrittes die 
volle Freiheit zu wahren, indem ihnen die Wiedererlangung ihres 
Vermögens zugeſichert wird. Wir fürchten, daß ſich in der Praxis 
die Sachen anders geſtalten, und daß nicht jener Zweck, ſondern 
langwierige Rechtsſtreite ſich als Reſultat diefer Vorſchrift ergeben 
werden. Das Rückforderungsrecht hängt nämlich von Umſtänden ab, 
deren proceſſualer Beweis in den meiſten Fällen ſehr ſchwer herzu⸗ 
ſtellen ſein wird: einerſeits der Beweis, daß und welches Vermögen 
beim Eintritte und aus deſſen Veranlaſſung eingebracht, andererſeits, 
daß und wie viel davon im Vermögen der Genoſſenſchaft noch zu= 
rückgeblieben iſt. Durch die Schwierigkeit dieſes Beweiſes wird das 
Rückforderungsrecht ſelbſt hinſichtlich ſeines Erfolges problematiſch, 
iſt ſomit nicht darnach angethan, Jemandes Willen in Bezug auf das 
weitere Verbleiben in der Genoſſenſchaft beſtimmend zu beeinflußen. 

Uebrigens ſcheinen uns für eine derartige restitutio in integrum 
keine hinreichenden Gründe vorzuliegen. Die Zuwendung des DVer- 
mögens an ein Kloſter iſt nicht eine mit dem Eintritte in die Ge⸗ 
noſſenſchaft ipso facto verbundene rechtliche Folge, ſondern die Wir⸗ 
kung einer ſelbſtſtäudigen, mit dem Eintritte nur zufällig zuſammen⸗ 
treffenden Willenserklärung. Hat dieſe alle durch die bürgerlichen 
Geſetze beſtimmten Vorausſetzungen eines giltigen Rechtsgeſchäftes für 
ſich, ſo muß ſie auch die daran geknüpften rechtlichen Folgen hervor⸗ 
rufen und der Umſtand, daß mit dem Rechtsgeſchäft der Eintritt in die 
Genoſſenſchaft zeitlich zuſammenfällt, iſt rechtlich irrelevant. Man 
unterwerfe den Eintretenden denſelben Beſchränkungen, denen Stir- 
tungen und Schenkungen ſolcher Perſonen unterliegen, die außerhalb 
der Genoſſenſchaft ſtehen. Hat er aber innerhalb dieſer Schranken 
über ſein Vermögen zu Gunſten der Genoſſenſchaft verfügt, ſo mag 
er die Folgen ſeiner Handlung auch für die Zukunft tragen, ſo wie 
dies bei Schenkungen zu Gunſten anderer phyſiſcher oder juriſtiſcher 
Perſonen der Fall iſt. Das Geſetz ſoll den Austritt nicht behindern, 
aber keine Prämie auf denſelben ſetzeu. 

Die dritte Gruppe umfaßt Beſtimmungen über die äußere 
Rechtsſtellung der klöſterlichen Genoſſenſchaften. (88 1 

Wir haben es bisher abſichtlich vermieden dem Beiſpiel Jener 
zu folgen, welche bei der Beſprechung der confeſſtonellen Vorlagen ſich 
vor Allem mit demjenigen beſchäftigen, was in den Vorlagen micht 
enthalten iſt. Hier aber können wir dennoch die Bemerkung nicht 
unterlaſſen, daß wir uns die Normirung der äußeren Rechtsſtellung 
der klöſterlichen Genoſſenſchaften viel vollſtändiger durchgeführt wünſchten. 
Es war hier nämlich eine gute Gelegenheit über die Rechtsfähigkeit 
der Ordensmitglieder innerhalb der bürgerlichen Rechtsſphäre (3. B. 
Vermögenserwerb, Erbfähigkeit u. ſ. w.) geſetzliche Verfügungen zu 
treffen, welche dermalen theils in dem a. b. G. B., theils in beſon⸗ 
deren Vorſchriften enthalten find, Wir laſſen es dahingeſtellt fein, 
ob diesfalls bloß die geſetzliche Firirung des bereits Beſtehenden 
oder ein reformirendes Eingreifen angezeigt wäre, jendenfalls aber böte 
dies den Vortheil daß in dem neuen Gelege das geſammte klöſter⸗ 
liche Genoſſenſchaftsrecht als einheitliches Ganze zur Geltung kommen 
könnte und die einzelnen Vorſchriften ſich nicht wie jetzt bloß als ein 
ſyſtemloſes Aneinander darſtellen würden. 


Von den einzelnen Beſtimmungen dieſer Gruppe heben wir nur 
die Vorſchrift des § 19 hervor daß Stiftungen, Schenkungen und letzt⸗ 
willige Zuwendungen zum Vortheile kirchlicher Genoffent ſchaften der 
ſtaatlichen Genehmigung dann bedürfen, wann der zugewendete Vermö— 
gensvortheil den Betrag von 3000 fl. überſteigt. Dieſe Beſtimmung muß 
im Zuſammenhange mit dem Art. 6 des Staatsgrundgeſetzes über die 
allgemeinen Rechte der Staatsbürger erörtert und beurtheilt werden. Der 
letztgedachte Artikel beſtimmt im Abfatze 2: „Für die todte Hand ſind 
Beſchränkungen des Rechtes Liegenſchaften zu erwerben und über 
ſie zu verfügen, im Wege des Geſetzes aus Gründen des öffentlichen 
Wohles zuläſſig.“ Hält man dem angeführten Artikel die Beſtimmung 
des § 19 entgegen, fo ergibt ſich, daß letzterer nicht bloß eine Aus- 
führung, ſondern eine Erweiterung des erſteren enthält, indem er 
die ſtaatsgrundgeſetzlich bloß hinſichtlich der Liegenſchaften als zu⸗ 
läſſig erklärte Beſchränkung auch auf Mobilien ausdehnt. 


Aus einem doppelten Grunde erklären wir uns gegen dieſe 
Ausdehnung: erſtens, weil an infofern fie Mobilten 
betreffen, in der Praxis ſich ſehr leicht umgehen laſſen und wir 
Geſetze, die leicht Anlaß zu Umgehungen bieten, vom Standpunkte 
der öffentlichen Moral als ein großes Uebel anſehen. Der zweite 
Grund tft, daß die aus nationalökonomiſchen Grundſätzen hergeholte 
Begründung der Amortiſationsgeſetze eben nur rückſichtlich der Immo⸗ 
bilien Stich hält und daher die ratio legis bloß für die im Staats 
grundgeſetze, nicht auch für die im Entwurfe ſtatuirte Beſchränkung 
ſpricht. 


Sollten die eben angeführten Gründe auch nicht durchſchlagend 
genug erſcheinen, ſo wird man doch, ſcheint uns, aus einem formellen 
Grunde auf die Beſtimmung des Art. 6 St. G. G. zurückkommen 
müſſen. Die vorgeſchlagene Erweiterung dieſes Artikels involvirt 
nämlich die Aenderung einer Verfaſſungsbeſtimmung. 


Druckberichtigung. Im Aufſatze: „Die Regierungsvorlagen zur Sieger 
lung der kirchlichen Verhältniſſe“ in Nr. 10 de 1874 der Zeitſchrift, ſoll es auf S 
37, 3.7 und 8 von unten, anſtatt „Auffaſſung des Patronatsverhältniffes” 
richtig heißen: „Auffaſſung der Patronatsauf hebung“ u. ſ. w. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zum Begriffe der beſchränkten Ausſchanksconceſſion an Stehgäſte. 


Joſeph P. in R. betreibt die Krämerei und beſitzt zugleich 
die Conceſſion zum Ausſchanke von Wein und Branntwein beſchränkt 
an Stehgäſte und über die Gaſſe im Sinne des § 29 der G. O.) 


Ueber Anzeige mehrerer Wirthe, daß P. fein beſchränktes Aus⸗ 
ſchankbefugniß unausgeſetzt überſchreite, indem derſelbe auch an Sitz⸗ 
gäfte Getränke verabreiche, hat die Bezirkshauptmannſchaft Erhebun⸗ 
gen eingeleitet und es wurde durch Wahrnehmungen der Gendar— 
merie Folgendes conſtatirt: Am 16. Februar 1873 wurden in der 
Krämerei des P. mehrere Leute um einen großen Tiſch herum beim 
Branntweintrinken angetroffen, auch wurde am ſelben Tage geſehen, 
daß im Wohnzimmer des P. eine kleine Tochter desſelben einem da— 
ſelbſt befindlichen Gaſte Branntwein verabreicht hat. Am 23. Fe⸗ 
bruar 1873 wurden abermals in der Wohnung des P. zwei Perſo— 
nen, die eine Wein, die andere Branntwein trinkend, angetroffen; 
endlich wurden am 3. März 1873 wieder mehrere Leute in der 
Krämerei des P. beim Wein- und Branntweintrinken ſitzend ange- 
troffen. 

i Auf Grundlage dieſes Thatbeſtandes wurde Joſeph P. von 


) Der Ausſchank im Allgemeinen wird von § 29 Gew. Ord. in folgender 
Weiſe definirt: „Als Ausſchank wird die Verabreichung von Getränken an Siß⸗ und 
Stehgäſte oder über die Gaſſe in unverfchloſſenen Gefäßen betrachtet“. 
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der Bezirkshauptmannſchaft wegen Uebertretung des § 132 lit. a. 
der Gew. O. zu einer Geldſtrafe von 30 fl. verurtheilt. 

Im Recurſe machte Joſef P. geltend, daß es nicht gegen den 
Sinn feiner Conceſſion verſtoße, wenn Kunden in ſeinem K Krämer⸗ 
laden Platz nehmen und daß er das Niederſitzen des einen oder des 
anderen Gaſtes in feinem Geſchäftslocale überhaupt nicht verhindern 
könne. Ebenſowenig könne es als unzuläſſig angeſehen werden, wenn 
bei zahlreichem Beſuche einige Gäſte auftatt im Krämereiladen in 
ſeiner Wohnſtube ein Getränke zu ſich nehmen, zumal dies nur aus⸗ 
nahmsweiſe bei größerem Andrange an Sonn- und Feiertagen ges 
ſchehen ſei. Die auf Stehgäſte beſchränkte Ausſchanksconceſſion könne 
doch nicht den Sinn haben, daß das Getränke nur an ſolche Gäſte 
verabreicht werden dürfe, welche dasſelbe in der ſtricteſten Bedeutung 
des Wortes ſtehende genießen wollen, ſondern nur den Siun, 
daß der Commiſſionsinhaber nicht befugt ſei, förmliche Gaſtzimmer 
offen zu halten. 

Der Recurs wurde jedoch von der Statthalterei und dann in 
weiterer Linie vom Miniſterium des Innern unterm 24. November 
1873, 3. 15505 zurückgewieſen. r. 


Berordnung. 


Erlaß des Miniſteriums für Cultus und Kuterricht v. 20. Jänner 1874, 3.16.024, 
betreffend das Vorgehen bei Antragftellung auf Verleihung des Directortitels au 
Volksſchullehrer. 


Anläßlich der ſich in unverhältuißmäßiger Zahl mehrenden Anträge auf Ver⸗ 
leihung des Directortitels an Volksſchullehrer ſehe ich mich im Sinne des Miniſte⸗ 
rialerlaſſes vom 16 December 1869, 3. 11.809 (M. V. Bl. 1870 Nr. 3) genöthigt, 
die Aufmerkſamkeit der k. k. Landesſchulbörde auf den Umſtand zu lenken, daß ſolche 
Verleihungen die Bedeutung öffentlicher Auszeichnungen haben und daher niemals 
auf eigenes Einſchreiten der Lehrer in Verhandlung zu nehmen find. Aber auch be⸗ 
züglich ſolcher, aus der eigenen Initiative der Bezirksf ſchulbehörden hervorgegangenen 
Anträge muß ich die k. k. Landesſchulbehörde auffordern, felbe ſtets ſorgfältigſt zu 
prüfen, hiebei nur auf ein länger fortgeſetztes, hervorragendes Wirken im Schulamte 
Rückſicht zu nehmen und die relative Würdigkeit im Hinblick auf den ganzen Volks⸗ 
ſchul⸗Lehrſtand des Landes nicht außer Acht zu laſſen. 
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Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Caſſter des Hofzahlamtes 
Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Generalconſul in Buenos. -Ayres Legationsrath 
Max Hoffer Ritter von Hoffenfels zum Geſchäftsträger bei der Republik 
Uruguay ernannt. 

Der k. und k. gemeinſame oberſte Rechnungshof hat den Rechnungsraths⸗ 
Adjuncten Johann Brolich zum Rechnungerathe und den Officialen Ludwig 
Jene wein zum Rechnungsraths-Adjuncten ernannt. 


Tbeodor Schneer das 
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Erledigungen. 


Forſtaſſiſtentenſtelle im forſttechniſchen Bureau des Ackerbauminiſteriums in 
der eilften Rangselaſſe mit 600 fl. Gehalt, 300 fl. Activitätszulage, bis 20. Marz. 
(Amtsblatt Nr. 52.) 

Rechnungeführers⸗Aſſiſtenten⸗ zugleich Kanzliſtenſtelle bei der Hütten ver⸗ 
waltung im Cilli in der eilften Rangsclaſſe, bis 25. März. (Amtsblatt Nr. 52.) 

Hauptcaſſiereſtelle bei der Bergdirection in Pribram in der achten, eventuell 
eine Caſſiersſtelle in der neunten Rangsclaſſe, bis Ende März. (Amtsblatt Nr. 54). 

Zwei Officialsſtellen im k k. Wiener Verſatzamte mit je 600 fl. und 240 fl. 
Quartiergeld, bis 15. April (Amtsblatt Nr. 54.) 

Vier Thierarztesſtellen in Kufſtein, Reutte, Lienz und Rovereto in Tirol mit 
je 600 fl. Gehalt, bis Mitte April. (Amtsblatt Nr. 54.) 

Forſtaſſiſtentenſtelle bei der Forſt⸗ und Domänen -⸗Direction in Salzburg in 
der eilften Rangeclaſſe und drei Forſtelevenſtellen mit dem jährlichen Adjutum von 
500 fl., bis 10. April. (Amtsblatt Nr. 54.) 

Telegraphenelevenſtelle in Brünn mit 500 fl. Adjutum, bis Ende Mär:. 
(Amtsblatt Nr. 55.) 

Wardeinsſtelle beim Punzirungsamte in Graz oder einem anderen Punzi⸗ 
rungsamte in der neunten Rangeclaſſe gegen Caution eventuell eine Punzirungs⸗ 
amts⸗Controlorsſtelle oder eine Hauptpunzirungsamts⸗ el in der zehnten, 
eventuell eine Punzirungsamts⸗Aſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Ende 
März. _ BE T0 ĩ ĩͤ ÄP Nr. 56.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


